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Bildungskrise

Defizite mit  
regionalen Unterschieden
Das Desaster, das die jüngste PISA-Studie über die Lernerfolge 
deutscher Schüler ausweist, trifft nicht alle Bundesländer gleich 
stark. Der deutsche Osten schneidet noch verhältnismäßig gut 
ab. Insbesondere wer seine Kinder in Sachsen zur Schule schickt, 
darf mit besseren Lernfortschritten rechnen, als sie im Bundes-
durchschnitt zu erwarten wären. Das geht aus dem Bildungs-
monitor hervor, den das Institut der deutschen Wirtschaft (IW) 
jährlich im Auftrag der Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft 
(INSM) erstellt.

Die Ergebnisse der am 6. De-
zember 2023 vorgestellten 
neuesten PISA-Studie haben 
landesweit aufgeschreckt. 
Deutsche Schülerinnen und 
Schüler haben so schlecht ab-
geschnitten wie nie zuvor. Im 
internationalen Vergleich hat 
es gerade einmal für einen 
Mittelplatz gereicht. Kompe-
tenzen im mathematischen 
und im Lesebereich befinden 
sich seit Jahren im Sinkflug. 
Mittlerweile zählen schon 
rund 30 Prozent der Jugend-
lichen in Mathematik zu den 
besonders Leistungsschwa-
chen. Beim Lesen sind es rund 
26 Prozent und in den Natur-
wissenschaften etwa 23 Pro-
zent. 

Zugrunde liegen diesem Er-
gebnis die Leistungen von 
15-jährigen Jugendlichen,  
die im Drei-Jahres-Rhythmus 
im Auftrag der Organisation 
für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung 
(OECD) ermittelt werden. In 
Deutschland haben 6 116 
Schülerinnen und Schüler in 
257 Schulen den PISA-Test  
absolviert.

 < Überdurchschnittliche 
Kompetenzverluste

In allen drei Bereichen sind 
deutliche Kompetenzverluste 
im Vergleich zur letzten Erhe-
bung 2018 (coronabedingt 
wurde die turnusmäßige Un-
tersuchung 2021 auf 2022 
 verschoben) zu verzeichnen, 
die stärker sind als im OECD-
Durchschnitt.

Unabhängig von der PISA- 
Studie wird seit 2004 vom 
 Institut der deutschen Wirt-
schaft (IW) im Auftrag der 
Initiative Neue Soziale 
Marktwirtschaft (INSM) ein 
Bildungsmonitor erstellt, an  
dem sich unter anderem 
ebenfalls die Lernerfolge  
von 15-jährigen aber auch  
von Viertklässlern in  Lesen, 
Mathematik und  Natur- 
wissenschaften erkennen 
lassen, und zwar auch nach 
Bundesländern  diff e renziert. M
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 < Gute Lernerfolge  
in  Ostdeutschland

Im Spitzenquartett, was die 
Lernerfolge der Schülerinnen 
und Schüler angeht, finden sich 
in der am 30. August vorge-
stellten Ausgabe 2023 die drei 
ostdeutschen Bundesländer 
Sachsen, Thüringen und Sach-
sen-Anhalt, wobei Sachsen, 
wie schon im Vorjahr, mit eini-
gem Abstand den ersten Rang 
einnimmt. Der Freistaat weist 
deutschlandweit die höchsten 
mathematischen Kompeten-
zen bei Kindern der vierten 
Klasse auf und nur wenige Ju-
gendliche erreichen die Min-
deststandards im Lesen nicht. 
Wie alle ostdeutschen Bundes-
länder hat auch Sachsen die 
Nase vorn, wenn es um die 
Nutzung von Ganztagsangebo-
ten in Kitas und Schulen geht, 
was allerdings nichts über die 
Verfügbarkeit der Einrichtun-
gen aussagt, die durchweg  
unzureichend ist.

Thüringen, das den 3. Platz im 
Länderranking einnimmt, inves-
tiert, so der Bildungsmonitor, 
höhere Bildungsausgaben pro 
Schüler als das im Bundesdurch-
schnitt der Fall ist. Nicht ohne 
Erfolg, denn die Wiederholer-
quoten an Thüringer  Schulen 
sind niedrig und die Grundschü-
ler erreichen hohe Kompetenz-
werte in Mathematik. Beson-
ders bemerkenswert: Der Anteil 
von Jugendlichen ohne Ausbil-
dungsangebot ist der zweitnie-
drigste in Deutschland.

Sachsen-Anhalt – auf Rang 4 
bei der Schulqualität – punktet 
ebenfalls mit einer hohen  

Mathematikkompetenz seiner 
Grundschüler. Außerdem weist 
das Land eine niedrige Zahl von 
Klassenwiederholern auf.

Mecklenburg-Vorpommern 
 erfüllt auf dem 7. Platz des 
 Leistungsvergleichs in allen drei 
Bereichen die von der Kultus-
minis ter kon ferenz festgelegten 
Standards, während Branden-
burg auf Platz 10 zumindest die 
geringste Zahl ausländischer 
Schulabbrecher vorweisen kann.

 < Indikatoren zur 
 Bildungsgerechtigkeit

Über den Schülerleistungsver-
gleich hinaus finden sich in der 
jährlich erscheinenden Ver-
gleichsstudie unter anderem 
auch Indikatoren zur Beschrei-
bung der Infrastruktur, zum 
Bildungszugang, der Verfüg-
barkeit von Ganztagsschulen 
und Ganztagsbetreuungsmög-
lichkeiten sowie zu den Betreu-
ungsrelationen an Schulen. 
Weitere Indikatoren beschrei-
ben den Zugang zur Bildung, 
Schulabbrecherquoten und 
den Anteil der Schüler, die von 
Bildungsarmut betroffen sind. 
Schließlich wird auch die Quali-
tät der schulischen Leistung 
und der Zugang zu höheren Bil-
dungsabschlüssen untersucht. 
Damit messen die Indikatoren 
sowohl Aspekte der Bildungs-
gerechtigkeit als auch Impulse 
des Bildungssystems.

 < Hauptproblem 
 Lehrkräftemangel

Auch die Differenzierung nach 
Bundesländern kann allerdings 
nicht darüber hinwegtäuschen, 

dass Deutschland in einer ver-
heerenden Bildungskrise 
steckt: Auch Spitzenreiter 
Sachsen kommt über 63,4 von 
100 erreichbaren Punkten im 
Ranking nicht hinaus. Das wird 
auch aus der Umfrage des ifo 
Instituts – Leibniz-Institut für 
Wirtschaftsforschung an der 
Universität München deutlich, 
die eine deutlich verschlechter-
te Bewertung der Schulen 
durch die Bevölkerung aus-
weist: Danach geben nur noch 
27 Prozent der Deutschen den 
Schulen in ihrem Bundesland 
die Note 1 oder 2. 2014 waren 
es noch 38 Prozent gewesen. 
79 Prozent sind der Meinung, 
dass sich die Schulbildung 
durch die Coronapandemie 
verschlechtert hat. Als ernst-
haftes Problem sehen die 
meisten Deutschen den Lehr-
kräftemangel (77 Prozent), ge-
folgt von fehlenden finanziel-
len Mitteln (68 Prozent) und 
der Trägheit des Systems  
(66 Prozent). Gegen den Lehr-
kräftemangel unterstützen die 
Befragten die Nachqualifizie-
rung von Lehrkräften in Man-
gelfächern (79 Prozent) sowie 
den Einsatz von Quereinstei-
gern (64 Prozent). Größere 
Klassen werden dagegen  
von 81 Prozent abgelehnt.

Auch das ifo Bildungsbarome-
ter 2023, eine jährliche Mei-
nungsumfrage bei zuletzt 
mehr als 5 500 Personen, weist 
bei seinen zum Schuljahres-
ende veröffentlichten Ergeb-
nissen regionale Unterschiede 
aus. In der Region Mitte-Ost 
wird insbesondere der Lehr-
kräftemangel als ernsthaftes 
Problem benannt. Bildungs-
politik ist für die große Mehr-
heit (78 Prozent) der Befragten 
wichtig für die persönliche 
Wahlentscheidung bei Land-
tagswahlen, in Mitte-Ost sogar 
bei 84 Prozent. In den meisten 
Regionen plädiert eine absolu-
te Mehrheit (54 bis 61 Prozent) 
dafür, das Grundgesetz zu 
 ändern, sodass bildungs-
politische Entscheidungen 
grundsätzlich von der 
Bundesregie rung anstatt von 
den Bundesländern getroffen 

werden. Lediglich in Bayern 
(44 Prozent dafür, 42 Prozent 
dagegen) und Baden-Württem-
berg (46 Prozent dafür, 36 Pro-
zent dagegen) ist die Meinung 
dazu eher gespalten. Zu 80 Pro-
zent wünschen die Befragten 
zumindest deutschlandweit 
einheitliche Abschlussprüfun-
gen für die verschiedenen 
Schulabschlüsse. 
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Gesetz zur Besoldungsstrukturanpassung

Einseitige Änderungen der Landesregierung
Die Landesregierung hat auf ihrer Sitzung am  
19. Dezember einen geänderten Gesetzentwurf 
zur Anpassung der Besoldungsstrukturen und zur 
Änderung weiterer dienstrechtlicher Vorschriften 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern vorgelegt. 
Der Entwurf entspricht jetzt nicht mehr der mit 
den Gewerkschaften im Rahmen des Beteili-
gungsverfahrens ausgehandelten Version.

Gegenüber der Fassung,  
die dem dbb m-v nach lang-
wierigen Verhandlungen  
am 18.September 2023 zur 
 Beteiligung vorgelegt wurde, 
haben sich folgende wesent-
liche Änderungen ergeben:

1. Die generelle und attraktivi-
tätssteigernde Anhebung des 
Besoldungsniveaus um 1 Pro-
zent mit Ausnahme der Besol-
dungsordnung B und der Be-
soldungsgruppen ab R 3 
aufwärts wurde von der 
Landes regierung – ohne vorhe-
rige Information der gewerk-
schaftlichen Spitzenorganisati-
onen – aufgegeben. Im Zuge 
der  verbundenen Ressort- und 

 Verbändebeteiligung wurden 
in diesem Zusammenhang von 
verschiedenen Seiten durch-
greifende verfassungs recht-
liche Bedenken geltend ge-
macht, die nicht ausgeräumt 
werden konnten. 

Zur Erinnerung: Der Vorschlag 
von Gewerkschaften und Rich-
terbund sah die Einbeziehung 
der Besoldungsordnung B vor. 
Mit dem jetzt vorgesehenen 
unbefriedigenden Ergebnis 
würden alle außerhalb der  
1. bis 3. Erfahrungsstufe leer 
ausgehen.

Der Gesetzentwurf sieht jetzt 
nur noch eine Anhebung der 

Grundgehälter in der Besol-
dungsordnung A sowie in den 
Besoldungsgruppen R 1 und 
R 2 in der jeweils ersten Stufe 
um 3 Prozent, in der jeweils 
zweiten Stufe um 2 Prozent 
und in der jeweils dritten Stufe 
um 1 Prozent vor. Darüber hin-
aus wird das Grundgehalt in 
der Besoldungsgruppe W 1  
um 1 Prozent angehoben.

Die übrigen Tabellensätze 
 bleiben unverändert auf dem 
Stand, der mit der Besoldungs-
anpassung zum 1. Dezember 
2022 erreicht worden ist. Dies 
betrifft auch die Amts- und 
Stellenzulagen sowie den  
Familienzuschlag der Stufe 1 
(§ 42 Abs. 1 des Landesbe-
soldungsgesetzes).

2. § 16 Abs. 2 des Landesbesol-
dungsgesetzes, der nach dem 
Vorbild der Rechtsprechung 
des Bundesverfassungsgerich-
tes eine Regelung zur haus-
haltsnahen Geltendmachung 
von Besoldungsansprüchen 
enthält, soll künftig aufgege-
ben werden. Damit entfiele 

eine in der Regel für die Betrof-
fenen und auch für den dbb 
m-v teilweise herausfordernde 
und eilbedürftige Kommunika-
tion zum Jahresende über ge-
gebenenfalls notwendige Wi-
dersprüche und dergleichen, 
die jeweils bis zum 31. Dezem-
ber geltend gemacht werden 
müssen.

< dbb Informationen  
für Fraktionen und 
 Ausschüsse

Der Gesetzentwurf soll vom 
Landtag voraussichtlich in der 
4. Kalenderwoche in der ersten 
Lesung beraten werden. Damit 
die Mitglieder des Landtags 
nicht den Eindruck gewinnen, 
dass die Neufassung  die Zu-
stimmung der gewerkschaft-
lichen Spitzenorganisationen 
gefunden hat, wird der dbb 
m-v zeitnah die Fraktions-
vorsitzenden und den feder-
führenden Ausschuss über das 
eigentliche und einseitig von 
der Landesregierung geänderte 
Verhandlungsergebnis infor-
mieren. 

dbb m-v beim Neujahrsempfang
Der Landesvorsitzende des dbb m-v, Dietmar Knecht, hat als einer von 
rund 300 Gästen wieder am traditionellen Neujahrsempfang von Minis-
terpräsidentin Manuela Schwesig teilgenommen. Die Veranstaltung, die 
am 15. Januar 2024 stattfand, gilt als politischer Start ins neue Jahr. 

Knecht nutzte den Neujahrs-
empfang im phanTECHNIKUM 
Wismar zu einer Reihe von 
Gesprächen mit Landtags-
abgeordneten und Regie-
rungsmitgliedern über eine 
bedarfsgerechte Daseinsvor-
sorge durch den öffentlichen 
Dienst in Zeiten des Fach-

kräftemangels und einer 
 anstehenden Pensionie-
rungs- und Verrentungs-
welle. „Dazu müssen die 
 Arbeitsbedingungen attrak-
tiver werden. Das Land muss 
mehr für das Personal tun, 
als nur Mindeststandards  
aus Urteilen des Bundes-

verfassungsgerichts umzu-
setzen“, betonte Knecht un-
ter Hinweis auf die stillose 
Verstümmelung des mit  
dem dbb lange ausgehandel-
ten Besoldungsstrukturge-
setzes zur amtsangemesse-
nen Alimentation durch das 
Kabinett (siehe oben).  

 < dbb Landeschef Dietmar Knecht 
im Gespräch mit Ministerpräsi-
dentin Manuela Schwesig
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Tarifabschluss mit der TdL

Anschluss an Bund und Kommunen  
mit zeitlicher Verzögerung erreicht

< Die wichtigsten Ergebnisse der Einigung

1.  Inflationsausgleichszahlung in Höhe von 1 800 Euro, 
möglichst noch im Dezember 2023 (Auszubildende  
1 000 Euro);

2.  Januar bis Oktober 2024 monatlich 120 Euro (Auszubil-
dende 50 Euro) Inflationsausgleichszahlung lfd. Nr. 1  
und 2 insgesamt 3 000 Euro (Auszubildende 1 500 Euro);

3.  ab 1. November 2024 Erhöhung aller Entgelte um  
200 Euro;

4.  ab 1. Februar 2025 lineare Erhöhung der Entgelte um  
5,5 Prozent, mindestens jedoch um 340 Euro;

5.  Verbesserungen im Straßenbetriebsdienst (bis EG 9 a)  
ab 1. Januar 2025;

6. Verhandlungszusage Lehrerentgeltordnung;

7. Laufzeit bis 31. Oktober 2025.

Die vollständigen Dokumente zur Tarifeinigung finden Sie auf 
 unserer Homepage unter: www.dbb-mv.de.

 < Demonstrationszug anlässlich des Warnstreiks am 28. November 2023 in Schwerin

Die Gewerkschaften und die Tarifgemeinschaft 
deutscher Länder (TdL) haben am 9. Dezember 
2023 in Potsdam eine Einigung erzielt und sich  
darauf  verständigt, die Entgelte der Beschäftigten 
in zwei Schritten zu erhöhen: Zum 1. November 
2024 sollen die Tabellenentgelte um 200 Euro 
steigen, zum 1. Februar 2025 erfolgt dann eine 
weitere Anhebung um 5,5 Prozent.

„Mit der Einigung ist es uns ge-
lungen, an den Tarifabschluss 
unserer Kolleginnen und Kolle-
gen bei Bund und Kommunen 
vom Frühjahr dieses Jahres an-
zuknüpfen, wenn auch mit zeit-
licher Verzögerung. Gleichzeitig 
konnten wir den ursprüngli-
chen Frontalangriff der Länder 
abwehren, ihre Beschäftigten 
als Bedienstete zweiter Klasse 
abzuwerten“, kommentierte 
der dbb Landesvorsitzende 
Dietmar Knecht, der auch Mit-
glied der Verhandlungskommis-

sion in Potsdam war, das Ver-
handlungsergebnis zwischen 
den Gewerkschaften und der 
Tarifgemeinschaft deutscher 
Länder (TdL).

Das Gesamtpaket der Einigung 
bezeichnete Knecht als „einen 
Kompromiss, der nur durch den 
Druck von der Straße möglich 
wurde“. „Ich danke allen Beteilig-
ten aus Mecklenburg-Vorpom-
mern herzlich für ihre Unter-
stützung, sei es Mitte November 
bei der dbb Aktionswoche  

,5 nach 12‘ zwischen Staatskanz-
lei und Finanzministerium, beim 
Warnstreik am 28. November 

oder bei zahlreichen aktiven 
Mittagspausen und anderen 
hilfreichen Aktivitäten.“ 
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Bundesverdienstkreuz für  
Klaus-Peter Glimm
Der Landesvorsitzende des Deutschen Berufsverbands für Soziale Arbeit (DBSH), Klaus-Peter Glimm, 
hat am 13. Januar 2024 zusammen mit acht  weiteren Bürgerinnen und Bürgern des Landes den 
Verdienst orden der Bundesrepublik Deutschland erhalten. Ministerpräsidentin Manuela Schwesig, 
die den Orden im Namen von Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier überreichte, würdigte die 
Verdienste von Klaus-Peter Glimm.

„Diese hohe Auszeichnung ist 
Ausdruck der Anerkennung für 
Leistungen, die weit über das 
normale Maß hinausgehen und 
über einen langen Zeitraum er-
bracht wurden“, sagte die Mi-
nisterpräsidentin bei der feierli-
chen Zeremonie in Schwerin.

Die großen Herausforderungen 
unserer Zeit könnten nur ge-
meinsam mit Bürgerinnen und 
Bürgern, Politik und Wirtschaft, 
Unternehmen und Verbänden 
gemeistert werden, betonte 
Schwesig. „Vor allem brauchen 
wir die vielen engagierten Men-
schen vor Ort, die mit Herzblut 
und Leidenschaft dabei sind 
und zeigen, alle können etwas 
tun, im Kleinen wie im Großen. 
Menschen wie die Ausgezeich-
neten – sie alle stehen beispiel-
haft für das gute Miteinander 
in unserer Gesellschaft – für 
Wärme, für Gemeinschaft.“ 

Für Klaus-Peter Glimm aus 
Greifswald sei das Thema Aus-
bildung ein Lebensthema. 
Menschen, die einen sozialen 
Beruf ergreifen, brauchen eine 
gute Ausbildung, gute Arbeits-
bedingungen und auch eine 
gute Bezahlung. Ab diesem 
Jahr können nach den Erziehe-
rinnen und Erziehern auch 
Menschen, die einen Pflegebe-
ruf erlernen, eine kostenfreie 
Ausbildung machen, unter-
strich die Ministerpräsidentin 
in diesem Zusammenhang.

< Vielfältige Verdienste

Klaus-Peter Glimm habe sich 
nach der Deutschen Einheit für 
die rechtliche Anerkennung 

und Gleichstellung der Berufs-
abschlüsse der Gesundheits-, 
Sozial- und Jugendfürsorgerin-
nen der DDR eingesetzt, später 
sein Wissen über Soziale Arbeit 
als Gastdozent an der Hoch-
schule Neubrandenburg wei-
tergegeben. Er habe das Kita-
portal für die Planung und 
Abrechnung in der Kinderta-
gesbetreuung im Landkreis 
Vorpommern-Greifswald ent-
wickelt, das die Arbeit erleich-
tert und hilft, sich auf das We-
sentliche, die soziale Arbeit, zu 
konzentrieren. Längst werde es 
auch in anderen Landkreisen 
benutzt.

Seit 1993 war der Ausgezeich-
nete maßgeblich am Auf- und 
Ausbau des dbb Landesbundes 
Mecklenburg-Vorpommern be-
teiligt. Zielorientierte Zusam-

menarbeit, verbunden mit ho-
her Sachkompetenz – so wird 
seine gewerkschaftliche Arbeit 
beschrieben. Dabei ginge es 
natürlich nicht nur um mehr 
Geld. „Es ging Herrn Glimm 
ebenso um alle Belange der 
 Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst, um dessen nachhaltige 
Leistungsfähigkeit“, so die 
 Ministerpräsidentin.

Zu all dem sei Klaus-Peter 
Glimm Gründungs- und Vor-
standsmitglied des Deutschen 
Kinderschutzbundes im Kreis-
verband Greifswald und sehr 
aktiv im Landesverband Meck-
lenburg-Vorpommern. Auch 
der „Greifswalder Kindermit-
tagstisch“ gehe nicht zuletzt 
auf seine Initiative zurück. 
Schwesig: „Die Kinder in unse-
rem Land, die Menschen in den 

sozialen Berufen und im öf-
fentlichen Dienst haben Herrn 
Glimm viel zu verdanken. Mit 
großer Freude überreiche ich 
Ihnen das Verdienstkreuz am 
Bande des Verdienstordens der 
Bundesrepublik Deutschland.“

< Glückwünsche vom  
dbb Landesvorsitzenden

Der dbb Landesvorsitzende 
Dietmar Knecht freut sich sehr 
über die Klaus-Peter Glimm 
zuteil gewordene Ehre: „Der 
dbb m-v gratuliert dem Kolle-
gen Glimm sehr herzlich zu 
dieser hohen Auszeichnung, 
dankt ihm für sein langjähri-
ges ehrenamtliches Engage-
ment – insbesondere auch im 
dbb Landeshauptvorstand – 
und wünscht ihm für die Zu-
kunft alles erdenklich Gute.“ 

 < Ministerpräsidentin Manuela Schwesig mit Klaus-Peter Glimm bei der Verleihung des Bundesverdienstkreuzes am 
Bande des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutschland
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Nachvollziehbar, aber unnötig!
Der Landtag von Mecklenburg-
Vorpommern hat ein konse-
quentes Vorgehen gegen Ver-
fassungsfeinde im öffentlichen 
Dienst beschlossen. Betont 
wurde in dem Beschluss aber 
auch, dass die große Mehrheit 
der Beamtinnen und Beamten 
fest auf dem Boden der freiheit-
lich-demokratischen Grundord-
nung steht und einen unver-
zichtbaren Beitrag für das 
Gemeinwesen leistet. Dies ver-
diene Dank und auch Rückende-
ckung durch die Landespolitik. 

„Letztgenannter Einschätzung 
schließt sich der dbb m-v un-
eingeschränkt an“, sagte der 
dbb Landesvorsitzende Diet-
mar Knecht am Rande der 
Landtagssitzung am 14. De-

zember 2023. Dagegen wird 
die Absicht, das Landesdiszipli-
nargesetz zu reformieren, um 
einige wenige verfassungs-
feindliche Beamtinnen und 
Beamte schneller und ohne 
Richtervorbehalt aus dem 
Dienst entfernen zu können, 
als überflüssig angesehen.

Der dbb m-v weist in diesem 
Zusammenhang darauf hin, 
dass mit dem Gesetz zur Be-
schleunigung von Disziplinar-
verfahren des Bundes parallel 
auch das Beamtenstatusgesetz 
(BeamtStG) geändert wird,  
das für alle Beamtinnen und 
Beamten der Bundesrepublik 
Deutschland gilt. Danach sind 
Betroffene zu entlassen, wenn 
sie wegen Volksverhetzung zu 

einer Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten verurteilt worden sind 
(§ 24 Abs. 1 Nr. 2 BeamtStG neu).

Auch die vom Landtag gewünsch-
te vorläufige Dienstenthebung 
sei bereits gesetzlich geregelt. 
Beamtinnen und Beamten kann 
nach § 39 BeamtStG die Führung 
der Dienstgeschäfte verboten 
werden. Bei einem parallel lau-
fenden Disziplinarverfahren 
könnten die Betroffenen gemäß 
§ 40 Abs. 1 Landesdisziplinar-
gesetz (LDG) Mecklenburg- 
Vorpommern vorläufig des 
Dienstes enthoben werden.

„Der Antrag ist nachvollziehbar, 
aber aus meiner Sicht unnötig. 
Im Frühjahr 2021 verfolgte das 
Innenministerium eine ähnliche 

Absicht, konnte aber im Betei-
ligungsverfahren nicht aus-
schließen, dass die vorläufige 
Dienstenthebung ohne Richter-
vorbehalt auch bei anderen 
Sach verhalten zu Willkür führen 
könnte. Daraufhin wurde die 
geplante Änderung des LDG  
fallen gelassen“, stellte Knecht 
klar. Der dbb m-v halte die Ein-
führung eines neuen Straftat-
bestandes der Volksverhetzung 
im Amt für bedenklich, da die 
bisherigen Vorschriften aus-
reichen. „Im Übrigen hat die 
vielfach kritisierte überlange 
Verfahrensdauer vor unseren 
Gerichten nicht zuletzt auch 
mit der unzureichenden Perso-
nalausstattung der Justiz zu 
tun“, gab der dbb Landesvorsit-
zende außerdem zu bedenken. 

dbb m-v bei der dbb Jahrestagung in Köln

Starker Staat – wehrhafte Demokratie  
in Einigkeit und Recht und Freiheit!?
Traditionell zu Jahresbeginn 
fand am 8. und 9. Januar 2024 
im Kölner Congress-Centrum 
die dbb Jahrestagung als ge-
werkschaftspolitischer Jahres-
auftakt statt. 

Die Teilnehmer – unter ihnen 
erneut zahlreiche Vertreterin-
nen und Vertreter der Mit-
gliedsgewerkschaften des  
dbb m-v – befassten sich mit 
den aktuellen geopolitischen 
Herausforderungen und Span-
nungen. Diskutiert wurden un-
ter anderem die bevorstehen-
den Wahlen in Europa und in 
einigen Bundesländern sowie 
vertrauensbildende Maßnah-
men in Demokratie und Funk-
tionsfähigkeit des Staates. 
Hochrangige Vertreter aus der 
Landes- und Bundespolitik wie 
Hendrik Wüst (CDU), Minister-
präsident des Landes Nord-
rhein-Westfalen, Hubertus  

Heil (SPD), Bundesminister für 
Arbeit und Soziales, und Dr. 
Marie-Agnes Strack-Zimmer-
mann MdB (FDP) beteiligten 
sich an den Diskussionen und 
gaben in Ansprachen und Vor-
trägen wichtige Impulse.

Die Teilnehmer aus Mecklen-
burg-Vorpommern nutzten die 
Veranstaltung darüber hinaus, 
wie in jedem Jahr, zum intensi-
ven Meinungsaustausch sowie 
zur Bildung und Vertiefung von 
Netzwerken. 

Als Vertreter der Kommunen 
konnte dbb Landesvorsitzen-
der Dietmar Knecht wieder 
den stellvertretenden Land-
rat des Landkreises Rostock, 
Stephan Meyer, in Köln be-
grüßen. 

 < Die Teilnehmer der dbb Jahrestagung 2024 aus M-V
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Auf geht es in das neue Jahr –  
ob es ein gutes wird, hängt aber  
auch ein bisschen von uns selbst ab!
Gesundheit, Glück, Erfolg und natürlich Weltfrieden! Sie gehen uns einfach und hundertfach über  
die Lippen, diese und weitere gute Wünsche für unser gar nicht mehr so ganz nagelneues Jahr 2024. 
Klingt ja auch gut und meist ist es sogar ernst gemeint … läuft also bei uns?!

Aber gucken wir uns das neue 
Jahr doch einmal genauer an: 
Zunächst steht für uns Sachsen 
ein wichtiges Wahljahr ins 
Haus: Am 9. Juni 2024 die Kom-
munal- und Europawahl, am 
1. September 2024 dann die 
Landtagswahl in Sachsen. 

Für uns als SBB gibt es auch ei-
nen Grund zu feiern. Schließ-
lich werden wir 33 Jahre alt! 

Auf den ersten Blick scheinen 
beide Ereignisse nichts mitein-
ander zu tun zu haben – und 
doch verbindet sie Grundsätzli-
ches: Unsere streitbare gewerk-
schaftliche Arbeit wäre, genau 
wie die Teilnahme an freien 
Wahlen, ohne unser demokrati-
sches Zusammenleben nicht 
denkbar. Und bei allen Fragen, 
Problemen und auch Unzuläng-
lichkeiten stehen wir vorbehalt-
los zum freiheitlich-demokrati-
schen und sozialen Rechtsstaat. 
So steht es nicht nur in unserer 
Satzung; es ist auch unsere fes-
te Überzeugung.

Wer Nachrichten liest und  
hört, wer sich aufmerksam 
 umschaut, sich mit Kollegen, 
Nachbarn und Familie unterhält, 
dem ist gewiss aufgefallen, dass 
das Vertrauen in die Demokra-
tie zu schwinden scheint. Oder, 
und das finde ich persönlich 
noch schlimmer, dass deren 
Grundsätze auf abstruse Weise 
zum persönlichen Wohlgefallen 
zurechtgebogen und passend 
gemacht werden. Sind die einfa-
chen Antworten auf schwierige 
Fragen wirklich immer die bes-
ten? Und ist ein Kompromiss 
wirklich so gar nichts wert? 

Reicht es, einfach dagegen zu 
sein? Und ist es wirklich okay, 
Entscheidungsträger persönlich 
zu diffamieren und zu beleidi-
gen? Niemand hat doch gesagt, 
dass Demokratie keine Arbeit 
macht!

< Jahr der Demokratie

Demokratie braucht Demokra-
tinnen und Demokraten, also 
auch uns in der SBB-Familie. 
Jede und jeder Einzelne von 
uns trägt hier Verantwortung. 
Für den SBB wird das Jahr 2024 
deshalb ein „Jahr der Demo-
kratie“ sein. Wir werden vieles 
hinterfragen und manches nä-
her erläutern. Und wir würden 
euch gern mitnehmen auf die-
sen spannenden Weg. Schaut 
also auf unserer Website, auf 
unsere Facebook-, unsere Ins-

tagram-Seiten. Wir freuen uns 
auf einen spannenden Aus-
tausch mit euch. 

In der dbb-Familie sind wir mit 
der Jahrestagung und dem The-
ma „Starker Staat – wehrhafte 
Demokratie“ ins (Wahl-)Jahr 
2024 gestartet. Wir haben viel 
dazu gehört und darüber disku-
tiert, welche Rolle der öffentli-
che Dienst für den starken Staat 
spielt, warum Europa für uns 
wichtig ist und warum jede und 
jeder in der und für die Demo-
kratie eine so wichtige Rolle 
spielt. Super interessant! Wer 
die Jahrestagung nicht live in 
Köln oder im Livestream ver-
folgt hat, dem möchte ich ans 
Herz legen, die Videos der Vor-
träge und Diskussionen unbe-
dingt anzusehen. Sie sind auf 
der Website des dbb eingestellt.

< Gemeinsam mehr 
 erreichen!

Der Start in ein neues Jahr ist  
ja immer auch mit einem Blick 
in die Zukunft verbunden – in 
der Regel hoffnungsvoll und 
optimistisch. Und  Zukunft be-
ziehungsweise Zukunft gestal-
ten ist ja immer auch ein The-
ma für den SBB. Am 25. März 
2024 werden wir uns die Sache 
mit der vor uns liegenden Zeit 
deshalb einmal näher anschau-
en. Dann findet in Dresden un-
ser SBB-Zukunftskongress zum 
Thema „Gemeinsam mehr er-
reichen. Heute. Morgen. Über-
morgen.“ statt. Gemeinsam 
mit hochkarätigen tollen Refe-
renten wollen wir einen Blick  
in die Zukunft wagen. Was 
braucht es zukünftig? Auch im 
öffentlichen Dienst? Was muss 
sich ändern? Wie sind wir vor-
bereitet? Was kommt da auf 
die Menschen zu? Auf zahlrei-
che visionäre und gewiss über-
raschende Ausblicke sind wir 
schon sehr gespannt! Schaut 
gern auf unsere Website für 
weitere Informationen und  
die Anmeldung.

Dieses Jahr wird anspruchsvoll 
und gewiss nicht langweilig. 
Alle Pläne umzusetzen – am 
besten noch erfolgreich– geht 
nur gemeinsam, mit unseren 
Mitgliedern, Partnern und 
Freunden – kurz: mit euch! 

Darauf freuen wir uns.

Nannette Seidler, 
Landesvorsitzende des  

SBB Beamtenbund und  
Tarifunion Sachsen
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Neugestaltung der Besoldung 
In den vergangenen Jahren wurde die Besoldung der sächsischen Beamtinnen und Beamten  
mehrfach angepasst, zuletzt mit dem 4. Dienstrechtsänderungsgesetz, welches die Beihilfe  
neu regelte und den Familienzuschlag erhöhte. 

Die zahlreichen Anpassungen 
führten zu einem teilweise un-
durchsichtigen Konstrukt, das 
nur noch von wenigen durch-
schaut werden kann. Ange-
sichts dieser Umstände haben 
die Parlamentarier im vergan-
genen Jahr einen gemeinsa-
men Entschließungsantrag zur 
Neugestaltung der Besoldung 
gestellt. Die Staatsregierung 
wird darin vom Sächsischen 
Landtag ersucht, bis spätes-
tens 30. Juni 2025 unter Einbe-
ziehung der Gewerkschaften, 
Berufsverbände sowie der 
kommunalen Ebene einen 
 Vorschlag zur grundlegenden 
Reform des Besoldungssys-
tems, insbesondere der Besol-
dungsordnung A, vorzulegen.

Der SBB Beamtenbund und 
 Tarifunion Sachsen wurde im 
Herbst 2023 aufgerufen, sich 
zu beteiligen und nutzt diese 
Chance, um einen „Wunsch-
zettel“ in Sachen Amtsange-
messene Alimentation und 
Neugestaltung des Besoldungs-
systems zu formulieren und die 
für uns wichtigen Parameter 
dem Finanzministerium vorzu-
legen. Wir haben unsere Fach-
gewerkschaften um Vorschläge 
zur Reform des Besoldungs-
systems gebeten und ihre Zu-
arbeiten bilden die Grundlage 
für unseren Beitrag.

< Zukunftsorientierte 
 Besoldung

Es ist klar, dass das System der 
Besoldung zukunftsorientiert 
ausgestaltet werden muss. Da-
bei kann Besoldung nicht los-
gelöst von Versorgung und Bei-

hilfe betrachtet werden. Aus 
Sicht des SBB ist die Besoldung 
zukunftsorientiert, wenn die 
Grundbesoldung – ergänzt um 
berufsprägende Zulagen – wie-
der Kernelement des Systems 
wird. Die Leistung der Beam-
tinnen und Beamten muss an-
gemessen honoriert werden 
und Kinder dürfen nicht den 
größten Teil der Besoldungs-
bestandteile ausmachen.

< Ressortübergreifende 
Aspekte

Laufbahnrechtliche Aspekte 
spielen ebenfalls eine Rolle  
bei der Besoldungsgestaltung. 
Deswegen enthält unsere Zu-
arbeit auch Aspekte, die mit 
anderen Ressorts unserer 
Staatsverwaltung angegan- 
gen werden müssen. Eine 
 Besoldungsreform ist ein 
 kom plexes Unterfangen und 
erfordert eine differenzierte 
Betrachtungsweise.

Es bedarf unterschiedlichster 
Anreize sowohl zur Gewinnung 
von Personal als auch zur beruf-
lichen Entwicklung und zur Per-
sonalbindung – möglichst bis 
zur Regelaltersgrenze oder dar-
über hinaus. Auch Anreize für 
einen längeren Verbleib im öf-
fentlichen Dienst des Freistaa-
tes Sachsen müssen geschaffen 
werden, ganz zu schweigen  
von einer konsequenten Nut-
zung leistungsbezogener Be-
soldungsbestandteile, für die 
 entsprechende Mittel zur 
 Verfügung zu stellen sind.

Einigkeit herrscht bei unseren 
Fachgewerkschaften insbeson-

dere über die Notwendigkeit 
einer ausreichenden, amtsan-
gemessenen Erhöhung der Be-
träge der Grundgehaltstabel-
len sowie einer Anhebung der 
Eingangsämter aller Laufbahn-
gruppen. Auch die Zulagen und 
Erschwerniszuschläge sollen 
angemessen erhöht werden.

< Hoffnung auf konstruktive 
Zusammenarbeit

Es gibt viele Baustellen, die im 
Rahmen der anstehenden Be-
soldungsreform angegangen 

werden müssen, und wir ste-
hen als konstruktiver Partner 
der Verwaltung und Politik zur 
Verfügung. Wir hoffen auf eine 
erfolgreiche Zusammenarbeit 
und darauf, dass sich die Par-
lamentarier und handelnden 
Personen auch nach der Wahl 
noch an diesen Entschlie-
ßungsantrag erinnern. Wir 
bleiben auf jeden Fall dran!

Manja Kropp,  
stellvertretende Vorsitzende  

der Grundsatz kommission  
Beamtenrecht
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< SBB Frauen

Auftakt mit dbb Jahrestagung

Bei der dbb Jahrestagung in Köln am 8. und 9. Januar 2024 zum 
Thema „Starker Staat – wehrhafte Demokratie“ war neben der 
Vorsitzenden, Nannette Seidler und der Seniorenvertreterin Rita 
Müller auch Antje Bräuer für die SBB Frauen vor Ort.

In allen Gesprächsrunden kamen die Gesprächsteilnehmer unwei-
gerlich auf die Problematik: Wie können wir verhindern, dass Au-
tokraten unsere Demokratie untergraben?

Es gab vielfältige Impulse und Anregungen und die Erkenntnis, 
wir alle müssen aktiv werden, um unsere Demokratie zu schüt-
zen. Wir, die SBB Frauen, planen dazu gemeinsam mit dem Lan-
desfrauenrat eine Veranstaltung unter dem Motto „Du hast die 
Wahl“. Auch von uns Frauen, wird es abhängen, wie es in Sachsen 
weitergeht und da braucht es einen tiefen Blick in die Parteipro-
gramme, um richtige Entscheidungen zu treffen, die uns Frauen 
voranbringen.
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3. SBB Seniorentag
Grußworte der Landesleitung und ein Rückblick auf die vergangene Arbeit 
bildeten den Auftakt des 3. Seniorentages des SBB am 23. November 2023.

So sind die harten Auseinan-
dersetzungen in den Einkom-
mensrunden auch an Pensio-
nären und Rentnern nicht 
vorbeigegangen. Sie haben sich 
aktiv an den Aktionen im No-
vember und Dezember 2023 
beteiligt. Auch den Antrag zum 
Volksentscheid „5 Tage Bil-
dungszeit für Sachsen“ unter-
stützen die Senioren mit ihrer 
Unterschrift.

Zukünftige Entwicklungen 
und Tendenzen zeigte demge-
genüber Gastreferentin Nelle 
Jung vom Sächsischen Staats-
ministerium für Soziales und 
gesellschaftlichen Zusammen-
halt mit dem „Gutachten Ge-
nerationen 65+“ auf. Die von 
der Stabsstelle Seniorenpolitik 
gemeinsam mit Wissenschaft-
lern erarbeitete Studie zeigt 
konkrete Handlungsempfeh-

lungen für den Freistaat Sach-
sen auf. 

So werden unter anderem die 
in Sachsen lebenden Senioren 
in die Altersgruppen 65+, 70, 
80, 90 und 100 Jahre aufge-
splittet, um deren unterschied-
lichen Bedürfnissen besser ge-
recht werden und auf die 
verschiedenen Lebenssituatio-
nen in diesen Gruppen mit in-
dividuellen Anpassungen ein-
gehen zu können.

Betroffen ist eine breite Be-
völkerungsschicht. Bis 2030 
wird der Anteil der Senioren  
in Sachsen etwa 30 Prozent  
der Bevölkerung ausmachen. 
Gleichzeitig wird die Erwerbs-
tätigkeit von Senioren an-
steigen, um Altersarmut  
abzuwenden. Auch die Le-
benserwartung ist in Sachsen 

zwischen 2010 und 2019 ge-
stiegen, bei den Frauen sogar 
überdurchschnittlich im bun-
desweiten Vergleich (84 Jahre 
in Sachsen zu 83,4 Jahre bun-
desweit). Sächsische Männer 
liegen dagegen mit ihrer Le-
benserwartung unter dem 
Durchschnitt (78,1 zu 78,6  
Jahren). Unter dem Bundes-
durchschnitt liegt auch die 
Rentenhöhe im Freistaat. Für 
Altersneurentner im Jahr 2021 
lag die Durchschnittsrente mit 
1 144,56 Euro rund 7 Prozent 
niedriger.

Bei den anschließenden Wah-
len des 3. Seniorentags wurde 
Rita Müller (BDZ) zur Vorsit-
zenden, Klaus Richter (GdS) 
zum 1. stellvertretenden Vor-
sitzenden und Ute Döring 
(DSTG) zur weiteren Stellver-
treterin gewählt. 

Bei den Antragsberatungen 
stellten die Delegierten die 
Weichen für die Seniorenarbeit 
in den nächsten fünf Jahren. 
Eine wichtige Arbeitsgrundlage 
wird das Gutachten „Generati-
onen 65+ in Sachsen“ sein. 
Denn die SBB Senioren werden 
als Netzwerker die Umsetzung 
der Studie aktiv begleiten und 
Ergebnisse von der Politik ein-
fordern. Schließlich treten die 
SBB Senioren für ein Senioren-
mitbestimmungsgesetz  ein. 

Aus den Mitgliedsgewerkschaften

GDL-Demonstration für  
bessere Arbeitsbedingungen
Rund 300 Demonstranten pro-
testierten am 12. Januar 2024 
vor dem Dresdner Hauptbahn-
hof für den Abschluss eines Ta-
rifvertrages. Unterstützt wur-
den die Streikenden durch den 

SBB Beamtenbund und 
 Tarifunion Sachsen und durch 
Teilnehmer des SLV.

Bei der Veranstaltung des  
GDL-Bezirks Mitteldeutschland 

nahmen unter anderem Loko-
motivführer, Zugbegleiter, 
Bordgastronomen, Instand-
halter der Werkstätten, Fahr-
dienstleiter und Disponenten 
teil, um für bessere Arbeitsbe-

dingungen zu kämpfen. Es ist 
bereits der dritte und bisher 
längste Arbeitskampf in dem 
laufenden Tarifkonflikt zwi-
schen der GDL, der Deutschen 
Bahn und weiteren Eisenbahn-
unternehmen wie der City 
Bahn Chemnitz und der Mittel-
deutschen Regio-Bahn. 

Mit dem Bahnunternehmen 
Netinera, zu dem auch die 
 „Trilex“ und die „ODEG“ in 
Sachsen gehören, konnte die 
GDL bereits einen Tarifvertrag 
abschließen. Dieser sieht Lohn-
erhöhungen von 210 Euro im 
März und 210 Euro im Dezem-
ber 2024 vor. Auch der Einstieg 
in die 35-Stunden-Woche für 
Schichtarbeiter konnte stufen-
weise ab 2025 vereinbart 
 werden. 

Klaus-Peter Schölzke, 
Mitglied Erweiterter Bezirks-
vorstand Mitteldeutschland
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< Ute Döring, Klaus Richter,  
Rita Müller (von links)
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Aus den Mitgliedsgewerkschaften

Gespräch mit Bildungspolitikerin  
Christin Melcher
Einkommensrunde, Lehrkräftemangel, Assistenzkräfte und Nachwuchsge-
winnung waren die zentralen Themen des Gesprächs am 6. Dezember 2023 
zwischen Christin Melcher, stellvertretende Fraktionsvorsitzende und  
bildungspolitische Sprecherin von Bündnis 90/Die Grünen im Sächsischen 
Landtag, und Vertretern des Sächsischen Lehrerverbandes. 

Neben Melcher nahmen Nancy 
Biermann, parlamentarische 
Beraterin von Bündnis90/Die 
Grünen, sowie vonseiten des 
SLV  Michael Jung, René Michel  
und Katleen Thieme teil.

<  Einkommensrunde 2023

Den Gesprächsbeginn prägten 
die zurückliegenden Tarifaus-
einandersetzungen im öffentli-
chen Dienst. Der SLV und Mel-
cher waren sich einig, dass die 
Forderung nach einer allgemei-
nen Lohnerhöhung völlig legi-
tim ist. Der Freistaat sollte ein 
großes Interesse daran haben, 
seine unverzichtbaren Arbeits-
kräfte angemessen zu vergü-
ten. Dazu gehörten im Bil-
dungsbereich neben den 

Lehrkräften auch die Schul-
assistentinnen und -assisten-
ten sowie die Pädagogischen 
Fachkräfte im Unterricht.

< Lehrkräftebedarf und 
Assistenzkräfte

 Anhaltender Lehrermangel 
und die Rekrutierung geeigne-
ten Berufsnachwuchses zählen 
weiterhin zu den größten Her-
ausforderungen für Sachsen. 
Schon seit Langem fordert der 
SLV eine fundierte und realis-
tische Lehrerbedarfsprognose 
und kritisiert unrealistische 
und verschleierte Zahlen des 
Kultus- und Finanzministeri-
ums. Um dem aktuellen Bedarf 
an den Schulen gerecht wer-
den zu können, müssten aus 

Sicht des SLV ad hoc 3 500 zu-
sätzliche Lehrkräfte eingestellt 
werden. 

Melcher betonte, dass ein zen-
traler Punkt der kommenden 
Koalitionsverhandlungen die 
Transparenz in der Lehrerbe-
darfsprognose sein müsse. 
Hinzu komme der verstärkte 
Einsatz von Assistenzkräften, 
die nicht in die Unterrichtsabsi-
cherung einberechnet werden 
dürften und die Ausweitung 
der Schulen mit Budgetierung 
von Lehrerarbeitsvermögen. 
Der SLV begrüßt diese Sicht-
weise und fordert, für jede 
sächsische Schule die Unter-
stützung durch mindestens 
eine Assistenzkraft sowie de-
ren angemessene Bezahlung.

<  Lehrkräfteausbildung

Langfristige Lösungen sieht der 
SLV vor allem auch in einer 
weiteren Regionalisierung der 
Lehrkräfteausbildung und ei-
ner Reform des Lehramtsstudi-
ums. Zudem fordert der SLV 
mehr verpflichtende Praxisan-
teile im Studium, die auch 
schulartfremd und sachsen-
weit zu absolvieren sind. Studi-
eninhalte sollten nicht hoch-
komplex und wissenschaftlich 
sein, sondern müssten mehr 
fachdidaktische Inhalte umfas-
sen, um den Bedürfnissen der 
angehenden Lehrkräfte zu ent-
sprechen und sie auf die Unter-
richtsrealität vorzubereiten. 

Seiteneinsteiger stellen eine 
Abhilfe für die personellen 
Engpässe an den Schulen dar. 
Dem SLV ist es jedoch ein wich-
tiges Anliegen, dass – neben 
der dreimonatigen Einstiegs-
qualifizierung – auch von die-
sem Personenkreis die wissen-
schaftliche Ausbildung an der 
Universität und der berufsbe-
gleitende Vorbereitungsdienst 
unmittelbar und verpflichtend 
nach Einstellung in den Schul-
dienst absolviert werden muss.

Am Ende des Gesprächs wa- 
ren sich beide Seiten einig:  
Bildung muss ein Schwer-
punkt der bevorstehenden 
sächsischen Landtagswahlen 
2024 sein. Denn wenn in der 
Politik nicht endlich ein Sin-
neswandel stattfindet, wird 
man den gesamtgesellschaft-
lichen Aufgaben wie der Bil-
dung zukünftiger Generatio-
nen, Inklusion, Migration und 
dem Fachkräftemangel nicht 
mehr Herr werden.

Theresa Fruß, 
Referentin für Bildungs-,   

Berufs- und Tarifpolitik
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Liebe Kolleginnen und Kollegen,
zunächst darf ich Ihnen, auch im 
Namen der Landesleitung des 
dbb sachsen-anhalt, alles Gute 
für das Jahr 2024 wünschen. 

Das Jahr 2023 war ein Jahr vol-
ler Herausforderungen, ge-
prägt von globalen Konflikten 
und Krisen, aber auch mit den 
zwei großen Tarifrunden: Bund 
und Kommunen sowie Länder. 
Insgesamt fühlt man sich mitt-
lerweile in einem Dauerkrisen-
modus und sich davon mental 
nicht unterkriegen zu lassen, 
wird auch für jeden von Ihnen 
die große Herausforderung im 
Jahr 2024 sein. 

Pandemie, Kriege, Klimakrise, 
Inflation – wir müssen so viele 
Krisen gleichzeitig bewältigen 
wie nie zuvor. Das Vertrauen 
der Deutschen in die Demokra-
tie und ihre Institutionen ist 
fortlaufend gesunken. Viele be-
zweifeln, dass der Staat und 
damit einhergehend der öffent-
liche Dienst für die großen Her-
ausforderungen der Zukunft 
gewappnet sind. Wenn das 
Vertrauen in die Politik nicht 
weiter schwinden soll, muss in 
den öffentlichen Dienst inves-
tiert werden. Jetzt ist unver-
züglich konkretes Handeln an-
gesagt. Ein wesentlicher Faktor 

ist, dass die Digitalisierung end-
lich konsequent vorangetrie-
ben wird, gerade auch mit Blick 
auf die extrem schwierige 
Nachwuchsgewinnung. 

Aber bitte – liebe Politik – ver-
schont uns mit Schnellschüssen 
im Gesetzgebungsverfahren, 
ständigem Ressortgerangel, 
weiterem Versagen bei der Ent-
bürokratisierung und unsinni-
gen Verwaltungsreformen um 
der Reform willen.

Wesentlich für das Vertrauen 
der Menschen in den Staat ist 
ein funktionsfähiger öffentlicher 
Dienst. Wir brauchen vernünfti-
ge Personal-, Sach- und IT-Aus-
stattung. Die Fachkräftesiche-
rung und der demografische 
Wandel bleiben zentrale The-
men, nicht nur im Jahr 2024, 
sondern auf viele Jahre hinaus. 
Die bisherigen Ansätze der Lan-
desregierung klingen auf dem 
Papier gut, hinken aber der 
Wirklichkeit auf dem Arbeits-
markt hinterher. Bereits jetzt 
können wir nicht alle Ausbil-
dungsplätze besetzen und dies 
wird sich bei sinkenden Schulab-
gängerzahlen noch verschärfen.

Unser bestes Werbemittel sind 
die Beschäftigten, die für ihren 

Job brennen und damit Nach-
wuchs durch positives Feed-
back in ihrem Privatumfeld ge-
nerieren. Dementsprechend 
sollten die Arbeitgeber und 
Dienstherren sich viel mehr 
um das vorhandene Personal 
bemühen. Warum dauert es 
Jahrzehnte, bis Diensträume 
saniert werden? Warum 
schickt der Staat seine Be-
schäftigten mit 20 Cent Kos-
tenerstattung mit ihrem Pri-
vatkraftfahrzeug auf Reisen? 
Warum werden Fortbildungs-
angebote gestrichen oder 
neue Formate nicht angebo-
ten? Warum muss man mit  
guter Beurteilung jahrelang 
auf die Beförderung warten? 
Warum werden unausgereifte 
IT-Verfahren eingeführt – 
selbstverständlich ohne be-
gleitende Schulung? Die Be-
schäftigten im öffentlichen 
Dienst sind deutlich besser  
als teure Werbeagenturen  
und sonstige Beratungsfirmen, 
wenn sie mit guten Gewissen 
stolz von ihrer Arbeit berich-
ten können.

Zur Personalbindung gehört 
auch, dass die vereinbarten Ta-
riferhöhungen zeitnah und sys-
temkonform auf die Beamtin-
nen und Beamten sowie auch 

auf die Versorgungsempfänger 
übertragen werden. Ich erwar-
te daher die unverzügliche Vor-
lage eines Gesetzesentwurfes 
vom Finanzminister.

Liebe Kolleginnen und Kolle-
gen, setzen Sie sich weiterhin 
in Ihrer jeweiligen Fachge-
werkschaft für diese Belange 
ein. Dann können wir auch 
Ende 2024 sagen: Es gibt noch 
viel zu tun, aber wir als dbb 
mit seinen Mitgliedsgewerk-
schaften haben wieder etwas 
geschafft!

Mit kollegialen Grüßen 
 Ihr Ulrich Stock, 

Landesvorsitzender des  
dbb sachsen-anhalt

VDStra. – Fachgewerkschaft der Straßen- und Verkehrsbeschäftigten

Chris Lischke neuer Landesvorsitzender
Bereits am 7. November 2023 fand eine Sitzung 
des Landesvorstandes der VDStra. – Fachgewerk-
schaft der Straßen- und Verkehrsbeschäftigten 
Sachsen-Anhalt in Hohenwarte statt, bei der der 
langjährige Vorsitzende der Landesjugendvertre-
tung, Chris Lischke, einstimmig zum Landesvorsit-
zenden gewählt wurde. Zuvor hatte der bisherige 
Amtsträger Karsten Kirmse seinen Rücktritt aus 
gesundheitlichen Gründen erklärt.

Der 34-jährige Chris Lischke 
wurde in Stendal geboren und 
lebt mit seiner Lebensgefähr-

tin und einer Tochter in  
Möhringen. Er arbeitet als 
Straßenwärter in der Straßen-

< dbb Landesvorsitzender  
Ulrich Stock

< Chris Lischke, neuer Vorsitzender 
des VDStra. in Sachsen-Anhalt
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meisterei Osterburg – Stütz-
punkt Sandau. 

Karsten Kirmse, der seit 2011 
an der Spitze des VDStra. 
stand, erklärte bei der Veran-
staltung: „Aufgrund meiner 
derzeitigen Erkrankung bin 
ich nicht mehr in der Lage, 
die Arbeit eines Landesvor-
sitzenden vollumfänglich zu 

erbringen. Eine neue Beset-
zung des Amtes des Landes-
vorsitzenden würde ich be-
grüßen.“ Sein Nachfolger 
könne mit seiner vollen Un-
terstützung in diesem Amt 
rechnen. „Ich danke allen 
Mitgliedern des Landesvor-
standes für ihre Arbeit und 
bitte, auch meinem Nachfol-
ger, die gleiche Unterstüt-

zung wie mir zukommen zu 
lassen“, so Kirmse weiter.

Sein Nachfolger Lischke war 
seit 2016 Vorsitzender der Ju-
gend des VDStra. und stieß 
dabei auf große Zustimmung 
bei Landesvorstand und Mit-
gliedern der Gewerkschaft. 
„Ich bedanke mich für das mir 
entgegengebrachte Vertrau-

en und freue mich auf die 
neue Herausforderung. Im 
Sinne der Mitglieder des 
VDStra. werde ich dafür 
kämpfen, den Beruf des Stra-
ßenwärters attraktiver zu  
gestalten, bessere Arbeitsbe-
dingungen und neue Perspek-
tiven zu schaffen“, umriss 
Lischke die Zielrichtung sei-
nes Vorsitzes. 

GDL-Bezirk Mitteldeutschland

Thomas Rüge im Amt bestätigt
Bereits im November letzten Jahres fand die Bezirksversammlung der Ge-
werkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) – Bezirk Mitteldeutschland in 
Magdeburg statt. Bei der Veranstaltung wurde Thomas Rüge mit überragen-
der Mehrheit in seinem Amt als Vorsitzender des Bezirks Mitteldeutschland 
der GDL bestätigt.

Ferner haben die 90 Delegier-
ten Ronald Kampe und Martin 
Torgau-Labuschke in ihren Äm-
tern als Stellvertreter bestätigt. 
Komplettiert wird das Füh-
rungsteam durch Ina Himstedt 
als Frauenbeauftragte und 
Sven Strafe als Kassenprüfer.

„Eigentlich sollte die Deutsche 
Bahn (DB) ihre Lehren aus dem 
letzten Tarifkonflikt gezogen 
und begriffen haben, dass wir 
unseren Forderungen erfolgreich 
Nachdruck verleihen können. 
Doch wer aus Niederlagen nichts 
lernt, wird niemals siegen“, be-
tonte Rüge nach seiner Wahl.

 

Neben den Delegierten konnte 
die GDL Gäste aus Politik und 
Wirtschaft, wie den stellver-
tretenden GDL-Bundesvor-
sitzenden Mario Reiß, den 
Staatssekretär im Sächsischen 
Staatsministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr, 
Thomas Kralinski, den Staats-
sekretär im Ministerium für In-
frastruktur und Digitales Sach-
sen-Anhalt, Sven Haller, sowie 
den Geschäftsführer Fairness-
Plan/FairnessBahnen e. V.,  
Ayhan Demir, begrüßen.

 Der stellvertretende GDL-Bun-
desvorsitzende Reiß unter-
strich in seinem Grußwort die 
Geschlossenheit der GDL im 
Kampf um bessere Arbeits- 
und Lebensbedingungen und 
bedauerte zugleich die Verwei-
gerungshaltung der DB im ak-
tuellen Tarifkonflikt.

< Der neue Vorstand des GDL-Bezirks Mitteldeutschland: Walter Wunderlich, Andreas Uhlig, Andreas Lösch, Thomas 
Rüge, Vorsitzender, David Horbaschk, Ina Himstedt, Thomas Fenner, Ronald Kampe, Sven Schmidt, Detlef Bussas, 
Dirk Wölflik, Bettina Opitz, Martin Torgau-Labuschke, Uwe Thormann, Jörg Federlein, Sven Strafe (von links)

< Die Delegierten bei der Abstimmung über die Anträge

©
 G

D
L (

3)

> dbb regional magazin | Januar/Februar 2024

dbb regional

13

<

Sa
ch

se
n-

A
nh

al
t



Bahn-Tarifkonflikt

Gestörte Work-Life-Balance
Etwa 140 Lokführer, Zugbegleiter und weitere Bahnangestellte haben am 
12. Januar 2024 am Magdeburger Hauptbahnhof wegen des derzeitigen  
Tarifkonflikts der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer (GDL) mit der 
Deutschen Bahn protestiert.

„Die Bahn sucht seit Jahren ver-
zweifelt Nachwuchskräfte. 
Aber mit einer so gestörten 
Work-Life-Balance kann nie-

mand für die Berufe bei der 
Bahn begeistert werden“, sagte 
Thomas Rüge, Vorsitzender des 
GDL-Bezirks Mitteldeutschland. 

Zuvor hatte die GDL vom  
9. bis 12. Januar 2024 mit ei-
nem Streik den Druck auf die 
Bahn erneut erhöht. Parallel 
wurde auch das Bahnunter-
nehmen Transdev bestreikt, 
das unter anderem die Mittel-
deutsche Regiobahn betreibt. 
Hier endete der Arbeitskampf 
bereits am 12. Januar 2024 
mittags, da Transdev ange-
kündigt hatte, über die Sen-

kung der Wochenarbeitszeit 
verhandeln zu wollen. Mit den 
beiden Bahnunternehmen  
Netinera und Go-Ahead hatte 
sich die GDL bereits geeinigt. 
Voraussetzung für den neuen 
Tarifvertrag ist aber, dass auch 
die DB zustimmt. Diese biete 
der GDL aber nur Wahlmodel-
le zur Stunden reduzierung  
an.

GDL-Bundesvorsitzender Claus 
Weselsky kündigt auf der ab-
schließenden Kundgebung am 
12. Januar 2024 – dem letzten 
Tag des Ausstands – an, dass 
der nächste Bahnstreik länger 

und härter sein werde, wenn 
die Deutsche Bahn nicht bald 
„zur Besinnung“ komme. 

< Hintergrund

Die GDL fordert für alle Be-
schäftigten bei der Bahn  
555 Euro mehr und eine Infla-
tionsprämie von 3 000 Euro, 
eine Absenkung der Arbeits-
zeit für Schichtarbeiter auf 
die 35-Stunden-Woche mit 
vollem Lohnausgleich sowie 
einen Tarifvertrag für Fahr-
dienstleiter. 

Bei den Antragsberatungen 
wurde von den Delegierten – 
auch im Hinblick auf die bevor-
stehende Tarifrunde – be-
schlossen, dass die GDL sich 
auf tariflicher sowie politischer 
Ebene für einen früheren Ruhe-

stand beziehungsweise eine 
frühere Rente zu vernünftigen 
finanziellen Bedingungen für 
die Beschäftigten einsetzen 
möge, die langjährig im un-
regelmäßigen Schichtdienst 
arbeiten. 

< Die Delegierten und Gäste nutzen die Pausen, um miteinander ins  
Gespräch zu kommen.
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„Hilfe für Helfer in Not“

Stefan Perlbach:  
„Magdeburger des Jahres 2023“
Stefan Perlbach, Ehrenmitglied der Deutschen Polizeigewerkschaft (DPolG) 
Sachsen-Anhalt, ist zum „Magdeburger des Jahres 2023“ gekürt worden.  
Der Vorsitzende des Vereins „Hilfe für Helfer in Not“ wurde stellvertretend 
für viele engagierte Vereinsmitglieder am 10. Januar 2024 auf einer Gala  
der Volksstimme geehrt.

„Rettungskräfte, Polizei und 
Feuerwehr müssen bei Einsät-
zen oft einfach funktionieren 
und werden mit gefährlichen 
Situationen konfrontiert. Dabei 
kommen sie häufig selbst kör-
perlich, psychisch oder physisch 
zu Schaden. Die Folge sind trau-
matische Erkrankungen. Und 
genau hier kommen wir zum 
Einsatz“, sagt Vereinsvorsitzen-
der Perlbach. Die Mitglieder von 
„Hilfe für Helfer in Not“ haben 
es sich zur Berufung gemacht, 
anderen zu helfen. „Wir haben 
ein deutschlandweites Netz-
werk. Derzeit sind wir in die 
Flutkatastrophe in Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz 
involviert. Was Polizisten und 
Feuerwehrmitarbeiter, die dort 
im Einsatz waren, geschildert 

haben, ist haarsträubend und 
aufwühlender als die Schäden 
nur im Fernsehen oder auf  
Social Media zu sehen“, so  
Perlbach weiter.

Auslöser zur Gründung des 
Vereins war für den 61-Jähri-
gen, der selbst über viele Jah-
re Polizist war, die Erkenntnis, 
dass der jeweilige Dienstherr 

nur bis zu einem gewissen 
Punkt helfen kann. Damit die 
Hilfskräfte aber nicht allein 
auf sich gestellt sind, springt 
der Verein ein. Mehr als 70 
Mitglieder, darunter 30 akti-
ve, zählt der Verein inzwi-
schen, der in Magdeburg  
seine Geschäftsstelle hat.  
Gegründet wurde „Hilfe für 
Helfer in Not“ im Mai 2012. 
Die meisten Mitglieder kom-
men selbst aus Hilfsberufen 
und wissen, mit welchen  
Situationen Helfer oft kon-
frontiert werden.

< Wichtiger Krisen-
interventionsdienst

Hauptarbeitsgebiet des Ver-
eins ist der ehrenamtliche Kri-
seninterventionsdienst (KID). 
Er steht Einsatzkräften von 
Polizei, Feuerwehr und Ret-
tungsdienst mit qualifizierter 
Einsatznachsorge zur Seite 
und ergänzt die Arbeit der 
Hilfsorganisationen. Nach  
belastenden Ereignissen, wie 
schweren Unglücken, Not- 
und Katastrophenfällen wird 
psychosoziale Akuthilfe für 
Überlebende, Angehörige, 
Hinterbliebene und Augen-
zeugen geleistet. Auch Kurse 
zur Gewaltprävention für  
Kinder, Jugendliche und Se-
nioren bietet der Verein an.

Seit 1992 sucht die Lokalredak-
tion der Volksstimme gemein-
sam mit ihren Lesern „Magde-
burger des Jahres“. Bisher 
wurden 350 engagierte  
Bürger ausgezeichnet.  

< Ivar Lüthe, Redakteur der Magdeburger Volksstimme, und Stefan Perlbach (von links)

< Ivar Lüthe hält die Laudatio für Stefan Perlbach.
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Spitzengespräch im  
Thüringer Finanzministerium
Allgemeine beamten- und tarifrechtliche Angele-
genheiten wurden bei einem Spitzengespräch er-
örtert, das der tbb beamtenbund und tarifunion 
thüringen am 16. Januar 2024 mit Landesfinanz-
ministerin Heike Taubert geführt hat.

Weitere Gesprächsteilnehmer 
aus dem Finanzministerium 
waren Staatssekretär Dr. 
Hartmut Schubert, Zentral-
abteilungsleiter Matthias 
Machts und der Referatsleiter 
Beihilfe und Besoldung, Dr. 
Heber. Der tbb war durch den 
Landesvorsitzenden Frank 
Schönborn und die Landes-
leitungsmitglieder Nicole 
Siebert, Andreas Schiene  
und Frank Fritze sowie durch 
Geschäftsstellenleiterin Ma-
ria Jäkel vertreten.

< Vier Themenblöcke

Erörtert wurden die vier The-
menblöcke Besoldungsrecht, 
Tarifrecht, Versorgungsrecht 
und Beihilfe.

Beim Besoldungsrecht ging es 
vorrangig um die Umsetzung 
des Tarifergebnisses im Beam-
tenbereich – denn es gibt noch 
keine klare Antwort, wie die 
Tarifergebnisse auf die Beam-
ten übertragen werden sollen. 
Einig sind sich jedoch alle Sei-
ten, dass es eine Übertragung 
geben wird. Aber auch ein 
„Mehr“ ist erforderlich, da zu-
sätzlich zur Übertragung der 
Tarifergebnisse die Beschlüsse 
des Bundesverfassungsgerich-
tes zur amtsangemessenen Ali-
mentation zu beachten sind. 

Beim anschließenden Ge-
sprächspunkt Tarifrecht stand 
die Frage der Auszahlung der 
Inflationsausgleichszahlung im 
Mittelpunkt. 

< Dauerthema  
Beihilfe bearbeitung

Zum wiederholten Male auf 
der Tagesordnung stand das 
Thema Beihilfe, weil die langen 
Bearbeitungszeiten schon seit 
Jahren vom tbb moniert wer-
den. Vonseiten des Thüringer 
Finanzministeriums wurde 
jetzt zugesagt, dass an dem 
Problem gearbeitet werden 
soll. Allerdings wirke sich auch 

hier der Personalmangel aus. 
Aufgrund der Komplexität des 
Beihilferechts benötige neues 
Personal überdies eine längere 
Einarbeitungszeit. 

Zu den vom tbb angeregten 
Direktabrechnungsmöglichkei-
ten, zum Beispiel mit Kranken-
häusern, ließ das Finanzminis-
terium wissen, dass die dazu 
notwendige Änderung der Ge-
setzesgrundlage in Arbeit sei. 

Einkommensrunde TV-L

Wann wird der Inflations-
ausgleich ausgezahlt?
Mit Spannung erwarten die Thüringer Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst die Auszahlung der Einmalzahlung zum Inflationsausgleich. Auf 
Nachfrage des tbb hieß es, dass „nach derzeitigem Kenntnisstand … 
unter Beachtung der erforderlichen Vorlauf- und Programmierarbei-
ten eine Auszahlung der Inflationsausgleichs-Einmalzahlung voraus-
sichtlich mit dem Entgelt für den Monat März 2024 erfolgen wird“.

Das betrifft nach Angaben des 
Thüringer Finanzministeriums 
sowohl die Einmalzahlung von 
1 800 Euro (Teilzeitbeschäftig-

te anteilig) als auch den zu-
sätzlich monatlich auszuzah-
lenden Betrag von 120 Euro 
(Teilzeitbeschäftigte anteilig).

Im § 2 Abs. 1 des TV Inflations-
ausgleichs hatten die Tarifpartei-
en festgelegt, dass die Inflati-
onsausgleichs-Einmalzahlung 

zum „frühestmög-
lichen Zeitpunkt“ aus-
zuzahlen sei. Diese Formulie-
rung gesteht den Arbeitgebern 
Zeitvorläufe für die Zahlbarma-
chung – insbesondere die not-
wendigen Programmierarbeiten 
– zu. In Thüringen wird offen-
sichtlich für diesen Vorgang 
noch Zeit benötigt.

Bei der Einkommensrunde TV-L 
einigten sich die Tarifpartner 

< Frank Schönborn, Nicole Siebert, Finanzministerin Heike Taubert,  
Andreas Schiene, Frank Fritze (von links)
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auf folgenden Inflationsaus-
gleich:

> 1 800 Euro als Einmalzahlung 
(Azubis, Studierende, Prakti-
kanten 1 000 Euro), für Teil-
zeitbeschäftigte anteilig  
(dieser soll zum frühestmögli-
chen Zeitpunkt ausgezahlt 
werden), wenn ihr Arbeitsver-

hältnis am 9. Dezember 2023 
besteht und sie an mindes-
tens einem Tag zwischen 
dem 1. August 2023 und dem 
8. Dezember 2023 Anspruch 
auf Entgelt hatten.

> Zusätzlich ein monatlicher 
Inflationsausgleich für Januar 
bis Oktober 2024 von jeweils 
120 Euro (Azubis, Studieren-

de, Praktikanten monatlich 
50 Euro), für Teilzeitbeschäf-
tigte anteilig.

< Veraltete Software

Die von vielen unserer Mitglie-
der als „sehr verspätet“ ange-
sehene Auszahlung, ist der ver-
alteten Software „DAISY“, mit 

der das Thüringer Finanzminis-
terium arbeitet, geschuldet. 
Die Mitarbeiter in der zentra-
len Gehaltsstelle geben ihr 
Bestes, schnellstmöglich die 
notwendigen Eingaben in das 
Programm zu leisten. Auch  
sie selbst würden von einer 
schnelleren Auszahlung profi-
tieren. 

Übertragung des Tarifergebnisses auf Beamte

Noch keine klare Antwort
Eines vorab: Es gibt noch keine klare Antwort, wie die Tarifergebnisse auf die 
Beamten übertragen werden sollen. Einig sind sich jedoch alle Seiten, dass 
es eine Übertragung geben wird und auch ein „Mehr“, da neben der Über-
tragung der Tarifergebnisse zusätzlich die Beschlüsse des Bundesverfas-
sungsgerichtes zur amtsangemessenen Alimentation zu beachten sind.  
In Thüringen ist man sich dieser Tatsache mehr als in anderen Bundes-
ländern bewusst. Und daher dauert es noch. 

„Es gibt kein einfaches Übertra-
gen des Tarifergebnisses auf die 
Beamten mehr. Wir müssen 
mittlerweile Alimentati-
on und die tariflich er-
strittene Entloh-
nung getrennt 
betrachten“, 
so hieß es 
am 16. 
Januar in 

einem Spitzengespräch aus den 
Reihen des Finanzministeriums.

Gemeint ist damit, dass der Be-
soldungsgesetzgeber Thürin-
gen für eine amtsangemesse-
ne Alimentation nicht nur die 
Einkommensentwicklung im 
TV-L, sondern darüber hinaus 
auch das Abstandsgebot zur 
Grundsicherung beachten 
muss. Bekanntermaßen ist  
das Bürgergeld zum Anfang 
des Jahres nicht unerheblich 

gestiegen. In einigen Ta-
gen sollen aber  

die letzten Ab-
stimmungs-

prozesse 
abge-
schlos-

sen sein 
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tbb bei der dbb Jahrestagung 2024 
Verwunderung und Enttäuschung hat bei den Teilnehmerinnen und Teilneh-
mern der dbb Jahrestagung am 9. Januar 2024 das Fernbleiben der Bundes-
innenministerin ausgelöst. Allen Beteuerungen vonseiten der Politik, wie 
wichtig der öffentliche Dienst für die Gesellschaft in Deutschland ist, läuft 
dieses Verhalten zuwider. Sachlich durchzog die Veranstaltung wie ein roter 
Faden der Personalnotstand im öffentlichen Dienst, der die Handlungsfähig-
keit des Staates wie auch die Demokratie gefährdet.

Neben interessanten Gesprächs-
runden wurden gute Fachvorträ-
ge geboten, wie zum Beispiel 
der von Dr. Jana Puglierin, die 
über „Europa vor der Wahl – 
was sind die Herausforder ungen 
für unsere freie Gesellschaft“ 
sprach. Die Referentin stellte da-
bei heraus, vor welchen Aufga-
ben Europa in naher Zukunft 
stehen wird, wie diese zu bewäl-
tigen sind und wie wichtig ein 

einheitliches Handeln der EU ist, 
um auch zukünftig in der Politik 
zum Beispiel in Fragen der Kli-
ma- und Friedenspolitik ein ge-
wichtiges Wort mitreden zu 
können.

< Demokratie vor großen 
Herausforderungen

Einen weiteren interessanten 
Fachvortrag hielt Peter Müller, 

ehemaliger Ministerpräsident 
des Saarlandes und ehemaliger 
Richter am Bundesverfassungs-
gericht. Er beschrieb die Heraus-
forderungen der Demokratie so-
wohl auf internationaler als 
auch nationaler Ebene. Bezogen 
auf die Weltbevölkerung ent-
wickle sich die Demokratie im 
Krebsgang: Krieg als Mittel zur 
Durchsetzung von Länderinter-
essen sei mittlerweile legitim 

und China habe eine klare anti-
demokratische Strategie. Aber 
auch innerhalb der EU gäbe es 
Länder, wie zum Beispiel Ungarn, 
in denen eine Erosion der Demo-
kratie durch Einschränkung des 
Rechtsstaates stattfindet.

Nicht zuletzt auch national sei 
die Demokratie durch wach-
senden Extremismus und  
Islamismus latent in Gefahr.

Müller führte aus, dass jeder 
Angriff auf einen öffentlich Be-
diensteten auch ein Angriff auf 
den Rechtsstaat sei. Hier be-
stehe dringender Handlungs-
bedarf. Es müssten Wege zur 
Demokratiestärkung gefunden 
werden, wobei auch jeder Ein-
zelne einen Beitrag zum Ge-
meinwohl beitragen sollte. Als 
Möglichkeit nannte Müller eine 
allgemeine Dienstpflicht.

< Kontaktpflege und  
Netzwerken

Schließlich bot die Tagung ver-
schiedene Möglichkeiten zum 
Aufbau von Netzwerken und 
zur Kontaktpflege, so etwa bei 
Treffen der dbb Mitglieder ost-
deutscher Landesbünde oder 
bei der gemeinsamen Abend-
veranstaltung. 

Alle Fachvorträge können in 
der Mediathek abgerufen  
werden unter: https://www.
dbb.de/veranstaltungen/dbb- 
jahrestagung-2024/mediathek.
html. 

und die Eckdaten der Besol-
dungsanpassung verkündet 
werden.

In der Zeit des – hoffentlich  
geduldigen – Wartens sollten 
wir aber nicht vergessen, dass 
Thüringen im letzten Jahr das 
einzige Bundesland war, wel-
ches, um die Amtsangemes-
senheit der Alimentation  
abzusichern, die Besoldung 
angehoben hat. Es wurde un-

abhängig vom Tarifabschluss 
im Jahr 2023 die Besoldung 
um 3,25 Prozent angehoben 
und eine vom Familienstand 
abhängige steuerfreie Zah-
lung vorgenommen.

Man könnte hier argumentie-
ren – mit Blick auf die Urteile 
des Verfassungsgerichtes –, 
dass diese Erhöhung geboten 
war. Ein Blick auf die Nach-
barländer und den Bund, die 

allesamt keine weitergehen-
de Erhöhung gewährt haben, 
zeigt aber, dass eine solche 
Erhöhung keine Selbstver-
ständlichkeit ist und war.

Im Gespräch mit den Vertre-
tern des Finanzministeriums 
war jedoch herauszuhören, 
dass die steuerfreien Infla-
tionsausgleichszahlungen 
unter Anrechnung der für  
das Jahr 2023 bereits an die 

Beamten geleisteten famili-
enstandsabhängigen Sonder-
zahlungen bis zur Höhe von 
3 000 Euro erfolgen sollen.

Wir, als tbb, werden unter Be-
achtung der Urteile zur amts-
angemessenen Alimentation, 
die Übertragung des Tarifer-
gebnisses im Gesetzgebungs-
verfahren weiterhin kritisch 
für die Thüringer Beamten 
begleiten. 

< Die Delegierten des tbb beamtenbund und tarifunion thüringen bei der dbb Jahrestagung: 
1. Reihe: Mareike Klostermann, Nicole Siebert, Saskia Grimm, Andreas Schiene; 2. Reihe: 
Doreen Trautmann, Uwe Allgäuer, Frank Schönborn, Frank Fritze, Uwe Köhler (von links)
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< Aktuelle Seminarangebote 

> Digitalvortrag:  
Versorgung im öffentlichen Dienst für Beamte/ 
Tarifbeschäftigte 
6. März 2024 | 17 Uhr – 18.30 Uhr

> Digitalvortrag: 
Vollmachten & Verfügung | Erben & Vererben 
20. März 2024 | 17 Uhr – 18 Uhr 

> Digitalvortrag: 
Versorgung im öffentlichen Dienst für Beamte/ 
Tarifbeschäftigte 
13. November 2024 | 17 Uhr – 18.30 Uhr

> Digitalvortrag: 
Vollmachten & Verfügung | Erben & Vererben 
27. November 2024 | 17 Uhr – 18 Uhr

Anmeldung erforderlich. E-Mail: post@dbbth.de

DJG Thüringen

Ronny Mohr zum neuen  
Vorsitzenden gewählt
Die DJG Thüringen hat am 17. November 2023 einen neuen Vorstand ge-
wählt. Der bisherige Stellvertreter Ronny Mohr wurde zum neuen Vorsitzen-
den gewählt. Komplettiert wird der Vorstand durch Sebastian Zitzmann 
(stellvertretender Vorsitzender) und Susanne Grimm (Schatzmeisterin).

Der langjährige bisherige Vor-
sitzende der DJG Thüringen, 
Fred Siegert, stellte sich nicht 
zur Wiederwahl zur Verfügung.

Die Deutsche Justiz-Ge-
werkschaft – Landesver-
band Thüringen ist die Inte-
ressenvertretung der bei 

deutschen Gerichten und 
Staatsanwaltschaften täti-
gen Beamten und Tarifbe-
schäftigten. Der Verband 

setzt sich in erster Linie für 
eine funktionale und bür-
gernahe Justiz ein. 
 

DSTG Thüringen

Demonstration vor dem Bundesrat
Etwa 100 Mitglieder aller DSTG-Landesverbände haben am 30. November 2023 
an einer Protestdemonstration und einem Warnstreik vor dem Bundesrat 
teilgenommen. DSTG Bund und dbb hatten im Rahmen der Einkommens-
runde mit der Tarifgemeinschaft deutscher Länder dazu aufgerufen. 

Neben dem Bundesvorsitzen-
den der DSTG, Florian Köbler, 
hatte sich auch der dbb Bun-
desvorsitzende Ulrich Silber-
bach mit den dbb Forderun-
gen nach einer Erhöhung  
der Tabellenentgelte von  

10,5 Prozent und einem Min-
destbetrag von 500 Euro  
direkt an die Finanzminister 
der Länder gewandt. 

Der TdL-Vorsitzende, der 
hamburgische Finanzsenator 

Dr. Andreas Dressel, die Fi-
nanzministerin von Schles-
wig-Holstein, Monika Hei-
nold, und der Finanzminister 
von Mecklenburg-Vorpom-
mern, Dr. Heiko Geue, kamen 
zu den Demonstranten in die 

Kälte und stellten sich den 
gewerkschaftlichen Forde-
rungen nach einem substan-
ziellem Tarifangebot in der 
dritten Verhandlungsrunde 
Anfang Dezember 2023.

Vielen Dank an unsere Teil-
nehmer im winterlichen  
Berlin.

Nicole Siebert, 
Landesvorsitzende  

DSTG Thüringen

< Neuer Landesvorsitzender der 
DJG Thüringen, Ronny Mohr
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